
IV. Die USA haben das IFAD-Abkommen als 
erstes Land unterzeichnet. Binnen eines 
Monats seit Auf legung folgten zehn w e i ­
tere Staaten (Gesamtbeitrag rd. 382 Mill Dol­
lar). Wann die neue Organisat ion ihre Ar­
beit w i rd aufnehmen können, ist einstwei­
len noch nicht abzusehen. Der erste Auf­
nahmeantrag, mit dem sie sich zu befassen 
haben wird, liegt bereits vor. Er ist am 
20. September 1976 gestel l t worden, und 
zwar von der Sozial ist ischen Republ ik Viet­
nam. Unklar bleibt weiter der endgül t ige 
Sitz des IFAD. Insoweit ist bezeichnend, 
daß die beiden ersten Tagungen des Vor­
bereitungsausschusses in Rom stat tgefun­
den haben, während die dr i t te nach Tehe­
ran einberufen worden ist. Zwischen diesen 
beiden Städten dürfte die Entscheidung fa l ­
len. NJP 

Weltwasserkonferenz 1977: Steigende Belastung 
des Weltwasservorrats — Internationale Zusam­
menarbeit bei der Nutzung erforderl ich (3) 

I. Die Weltwasserkonferenz f inde statt, wei l 
sich das Wasser, möge es auch global in 
genügender Menge vorhanden sein, häufig 
an der falschen Stelle zur falschen Zeit 
oder in unbrauchbarer Qualität befinde. So 
die Einführung zu den c o n s o l i d a t e d act ion 
proposals<, dem Hauptdokument, welches 
der Konferenz (14. bis 25. März 1977 in Mar 
del Plata, Argent inien) unterbreitet werden 
wi rd und seinerseits auf den Vorschlägen 
beruht, die die fünf regionalen Wirtschafts­
kommissionen auf Vorberei tungstref fen in 
der zweiten Jahreshälf te 1976 formul ier t 
haben. Angesichts der Zunahme der Welt­
bevölkerung und der somit wachsenden 
Nachfrage nach Wasser für häusliche, land­
wirtschaft l iche und industr iel le Nutzung 
werde der Weltwasservorrat einer s te igen­
den Belastung unterworfen werden. Hinzu 
kämen Verschmutzung und Mängel bei der 
Haushaltung. Die Konferenz müsse sich also 
in erster Linie die Aufgabe stel len, den Vor­
berei tungsstand zur Abwendung einer welt­
weiten Wasserkr ise zu verbessern. Des 
weiteren müßten die spezif ischen einschlä­
gigen Belange der Entwicklungsländer be­
sondere Aufmerksamkei t erfahren. 

II. Der Gedanke an eine Weltwasserkonfe­
renz war Anfang 1971 im damals neuen 
ECOSOC-Ausschuß für Naturschätze aufge­
kommen, dem 1975 dann die Vorberei tung 
übertragen wurde. 1973 faßte der ECOSOC 
den Grundsatzbeschluß für eine solche 
Konferenz (E/Res/1761C(LIV) vom 18. Mai 
1973), 1975 berief er sie für 1977 ein 
(E/Res/1979(LIX) vom 31 . Jul i 1975; neue 
Festlegung des Datums durch Entschei­
dung 189(LXI) vom 5. August 1976). Auf­
grund von ECOSOC-Resolut ion 1982(LX) 
vom 19. Apr i l 1976 sind zur Tei lnahme ein­
geladen »alle Staaten« sowie u.a. auch 
Vertreter von Organisat ionen mit einer 
»standing invitation« der Generalversamm­
lung (PLO-Klausel) und von durch die Or­
ganisation für Afr ikanische Einheit aner­
kannten Befre iungsbewegungen, die bei­
den letzteren als Beobachter, jedoch auf 
Kosten der Vereinten Nationen. 

III. Die Themat ik der bevorstehenden Kon­
ferenzberatungen wi rd wohl am deut l ich­
sten, betrachtet man die Kompetenzkata­
loge der beiden Plenarausschüsse. Aus­
schuß I wi rd sich befassen mit: Bestands­
aufnahme der Wasserressourcen; Wasser­
nutzung sowie Effizienz (Effizienz bei Ver­

tei lung und Regul ierung, Bemessung und 
Vorausschätzung des Wasserbedarfs, Was­
sernutzung in der Landwirtschaft, indu­
str iel le Wassernutzung, gemeinschaft l iche 
Wasserversorgung und Abwässerbesei t i ­
gung, hydroelektr ische Energieerzeugung, 
Binnenschiffahrt und andere Nutzungsar­
ten) ; regionale Zusammenarbei t (beson­
dere Regionalvorschläge); internationale 
Zusammenarbei t ( internationale technische 
und beratende Dienste); Umweltschutz und 
Gesundhei tsfragen (natürl iche Umwelt und 
Gesundheit , Umweltverschmutzung). Aus­
schuß II w i rd zuständig sein für : Planung, 
Lenkung und Leitung sowie inst i tut ionel le 
Fragen (nationalstaatl iche Wasserpol i t ik, 
Mittel für eine eff izientere Wassernutzung, 
inst i tut ionel le Vorkehrungen, Gesetzgebung, 
öffentl iche Betei l igung, Entwicklung geeig­
neter Technologie, Bewält igung von Flut-
und Dürreschäden); Ausbi ldung, Schulung 
und Forschung (einschließlich Forschungs­
bedarf) ; regionale Zusammenarbei t (Er­
schließung gemeinschaft l icher Wasserres­
sourcen) ; Akt ion auf internat ionaler Ebene 
( internationales Forschungsprogramm, f i ­
nanziel le Vorkehrungen für Wasserentwick­
lung, Koordinat ion der UN-Programme zur 
Durchführung der Akt ionsvorschläge). 
Soll te auf der Konferenz der Antrag ge­
stellt werden, neue Inst i tut ionen zu schaf­
fen oder entsprechende Empfehlungen zu 
verabschieden, so dürfte dies auf Wider­
stand stoßen. In diesem Sinne äußerten 
sich bereits einige Staaten auf der zweiten 
Vorberei tungstagung des ECOSOC-Aus­
schusses für Naturschätze (3. bis 7. Januar 
1977), und zwar unter Hinweis auf die der­
zeit laufenden Bemühungen um eine Re­
organisat ion der wirtschaft l ichen und so­
zialen Bereiche des UN-Systems. NJP 

Transnationale Gesellschaften: Verhaltenskodex 
angestrebt - Freiwi l l iger oder verbindl icher Cha­
rakter? (4) 

Bereits im Frühjahr 1978 soll der fert ige 
Entwurf eines Verhal tenskodex für t rans­
nationale Gesellschaften vor l iegen. Die Ar­
beiten daran haben jetzt in der im März 
1976 von der ECOSOC-Kommission für 
t ransnat ionale Gesellschaften eingesetzten 
48köpf igen Arbei tsgruppe ernsthaft begon­
nen. Die Arbei tsgruppe soll der Kommis­
sion bis zum kommenden Frühjahr einen 
komment ier ten Grundriß (annotated out­
line) unterbrei ten. Auf seiner ersten Tagung 
(10. bis 14. Januar 1977) vermochte dieses 
Gremium sich jedoch ledigl ich auf eine Li­
ste wicht iger Grundsätze und/oder Fragen 
als noch unverbindl iche Grundlage für die 
weitere Arbei t zu verständigen. Sie lautet: 

I. Präambel 
II. Defini t ionen 
III. Wichtige Grundsätze und/oder Fragen in 
Zusammenhang mit den Akt ivi täten trans­
nationaler Gesel lschaften; A. Al lgemeine 
und polit ische Gesichtspunkte; 1. Beach­
tung der nat ionalen Souveränität sowie des 
innerstaatl ichen Rechts; 2. Unterordnung 
unter wirtschaft l iche Zielsetzungen sowie 
Entwicklungsziele; 3. Respekt ierung sozio-
kulturel ler Ziele und Werte; 4. Achtung vor 
den Menschenrechten und Grundfre ihei ten; 
5. Nichteinmischung in innere poli t ische An ­
gelegenhei ten; 6. Nichteinmischung in zwi­
schenstaatl ichen Beziehungen; 7. Unterlas­
sung korrupter Prakt iken. B. Wirtschaft l iche, 

f inanziel le und soziale Gesichtspunkte; 
1. Eigentümer und Kontrol le; 2. Zahlungs­
bilanz, Finanzierung; 3. interne Preisver­
schiebung; 4. Besteuerung; 5. Wet tbewerb 
und restrikt ive Geschäftsprakt iken; 6. Tech­
nologietransfer; 7. Einstel lung von Arbei ts­
kräften und Arbei tsverhäl tnisse; 8. Verbrau­
cherschutz; 9. Umweltschutz. C. Offenle-
gungspfl icht t ransnat ionaler Gesel lschaften. 

IV. Grundsätze und/oder Fragen in Zusam­
menhang mit der Behandlung t ransnat iona­
ler Gesel lschaften; A. Al lgemeine Behand­
lung transnat ionaler Gesellschaften im Ur­
sprungsland und im Gast land; B. Verstaat­
l ichung und Entschädigung; C. Jur isdik t ion. 
V. Rechtsnatur und Tragweite des Kodex 
VI. Durchführung 
Die Arbei tsgruppe dürfte sich zunächst auf 
die Punkte I — I V konzentr ieren. Die str i t t ig­
sten Fragen werden einstwei len ausge­
klammert b le iben; das haben auch einige 
Delegierte ausdrückl ich befürwortet (wie In­
dien, Großbr i tannien, USA; der f ranzösi­
sche Delegierte wol l te dem Punkt >Defini-
tionen< absoluten Vorrang eingeräumt se­
hen, stieß damit jedoch auf wenig Zunei ­
gung). Als solche heiklen Schlüsselentschei­
dungen hatte K. Sahlgren, der Leiter des 
UN-Zentrums für t ransnat ionale Gesel l­
schaften, die fo lgenden herausgestel l t : Soll 
der Kodex nur den transnat ionalen Gesel l ­
schaften selbst gelten oder auch Regie­
rungsmaßnahmen erfassen? Wie detai l l iert 
soll er sein, inwieweit obl igator isch, und 
soll er einen internat ionalen Durchsetzungs­
mechanismus vorsehen? Sein geographi ­
scher Geltungsbereich, seine gegenständ­
liche Tragwei te? Soll er rechtsverbindl ich 
sein oder nur den Charakter einer nichtbin­
denden Richtl inie haben? NJP 

Technische Zusammenarbeit zwischen den Ent­
wicklungsländern — Vortei le kol lekt iver Selbst­
hi l fe — Konferenz 1978 In Buenos Aires (5) 

Eine UN-Konferenz über technische Zusam­
menarbeit zwischen den Entwicklungslän­
dern wi rd 1978 in Buenos Aires stat t f inden. 
Sie soll vom 27. März bis 7. Apr i l 1978 dau­
ern. Dies hat die Generalversammlung 
im vergangenen Dezember beschlossen 
(A/Res/31/179). Das Projekt einer solchen 
Konferenz geht auf die Empfehlung einer 
UNDP-Expertengruppe aus dem Jahre 1974 
zurück. 

Der Begriff t e c h n i s c h e Zusammenarbei t 
zwischen den Entwicklungsländern« (Tech­
nical Co-operat ion among Developing 
Countr ies, TCDC), spricht für sich selber 
und bedarf keiner Er läuterung. Ein Vortei l 
dieser Form kol lekt iver Selbsthi l fe wi rd 
etwa in den zumeist ger ingeren Kosten ge­
sehen, die technische Beistandsleistungen 
durch Entwicklungsländer selber verursa­
chen, des wei teren darin, daß die vermit tel­
ten Fert igkeiten und Verfahrenstechniken 
von vornherein auf die spezif ischen Bedürf­
nisse von Entwicklungsländern zugeschnit­
ten sind und mithin nicht mehr besonders 
angepaßt zu werden brauchen. Sprachl iche 
und kulturel le Barr ieren bestehen in der 
Regel in ger ingerem Maße als bei Einschal­
tung entwickelter Industr iestaaten. 
Auf der ersten Tagung des Vorberei tungs­
ausschusses für die Konferenz (10.—14. 
Januar 1977) hat insbesondere deren Tages­
ordnung zur Debatte gestanden. Auf ihr 
dürften u.a. fo lgende Punkte s tehen: 
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• TCDC und ihre Wechselbeziehung zu 
der wirtschaft l ichen, wissenschaft l ichen, so­
zialen und kulturel len Zusammenarbei t zwi­
schen den Entwick lungsländern; 
• TCDC als ein Mittel , d ie Verfügbarkei t 
und Wirkungskraf t von Entwicklungsres­
sourcen zu verbessern; 
• größere Betei l igung der am wenigsten 
entwickelten und der geographisch benach­
tei l igten Entwicklungsländer an der TCDC; 
• Maßnahmen, die das Vertrauen in die be­
stehenden und potent iel len Fähigkeiten 
von Entwicklungsländern zur technischen 
Zusammenarbei t s te igern; 
• Entwicklung und Betr ieb eines hand-
lungsorient ierten Informationssystems über 
technische Kapazitäten in Entwicklungslän­
dern, welche durch andere Entwicklungs­
länder verwendbar s ind ; 
• Feststel lung mögl icher Quellen und Me­
thoden für die Finanzierung von TCDC; 
• die Rolle von TCDC bei der Erkundung 
von Lösungswegen und Strategien für die 
Bewäl t igung von Entwicklungsproblemen, 
die den Entwicklungsländern gemeinsam 
s ind ; 
• inst i tut ionel le Vorkehrungen auf national­
staatl icher Ebene zur Förderung und Durch­
führung der TCDC; 
• inst i tut ionel le Vorkehrungen auf inter­
nat ionaler Ebene zur Förderung und Durch­
führung der TCDC. 
Inwieweit die Entwicklungsländer letztlich 
selber an die Zukunftsperspekt ive einer 
ho r i zon ta len technischen Zusammenarbe i t 
g lauben, bleibt vorerst unklar. Bradford 
Morse, UNDP-Adminis t rator und General­
sekretär der Konferenz, beschwor auf der 
Vorbere i tungstagung zwar emphatisch den 
Abschied von der überkommenen Vorstel­
lung von Nord-Nord- bzw. von (überdies 
noch immer durch Abhängigkei t geprägten) 
Nord-Süd-Beziehungen sowie den Aufbruch 
zu neuen Süd-Süd-Beziehungen, doch die 
französische Delegierte beklagte ausdrück­
lich den »fehlenden Enthusiasmus« und 
verwies auf die Vielzahl leerer Plätze, ge­
rade in den Reihen der unmittelbar Betrof­
fenen. NJP 

Sozialfragen und Menschenrechte 

Sozialer Fortschrit t : Internationale Entwicklungs­
strategie zur Förderung des sozialen Fortschritts — 
Gleichmäßige Vertei lung des Nationaleinkommens 
— Stelgerung der nat ionalen Lebensmittelproduk­
t ion (6) 

I. Effektivere Maßnahmen vorzubereiten, um 
im Rahmen der Neuen Weltwirtschaftsord­
nung eine bessere soziale Entwicklung zu 
gewähr le isten, war das Hauptanl iegen aller 
Vorschläge, die die Kommission für die so­
ziale Entwicklung auf ihrer Genfer Sitzung 
vom 17. Januar bis 4. Februar dem ECOSOC 
unterbrei tete. 

Vor al lem beabsicht igt die Kommission, alle 
Bestrebungen zur Verbesserung der sozia­
len Entwicklung in einer internationalen 
Entwicklungsstrategie zusammenzufassen 
und aufeinander abzust immen. Sie hat da­
her angeregt, der Generalsekretär solle 
eine Analyse über die sozialen Zielsetzun­
gen der Deklarat ionen, Empfehlungen, 
Akt ionspläne und Resolut ionen folgender 
Konferenzen erste l len: Umwel tsc lv ' tzkonfe-
renz, Wel tbevölkerungskonferenz, Welter­

nährungskonferenz, Welt f rauenkonferenz, 
Weltbeschäft igungskonferenz und UNCTAD 
IV. Die Kommission hofft auf der Basis 
dieser Untersuchung eine Entwicklungs­
strategie für die 80er Jahre erstel len zu 
können. 
II. Die Kommission für die soziale Entwick­
lung zeigte sich beunruhigt darüber, daß es 
bisher nicht gelungen sei, das Nat ionalein­
kommen gleichmäßiger und gerechter unter 
der Bevölkerung aufzutei len. Auf der Basis 
einer ILO-Studie konnte nachgewiesen wer­
den, daß zwei Drittel der Bevölkerung in 
den Entwicklungsländern als arm bezeich­
net werden müssen und etwa zwei Fünftel 
völ l ig mit tel los s ind. Durch das wirtschaft­
liche Wachstum in den Entwicklungsländern 
seien die Prozentzahlen in den Jahren 1963 
bis 1972 leicht zurückgegangen, was aber 
nicht darüber hinwegtäuschen dürfe, daß 
nach den absoluten Zahlen sogar ein An ­
stieg der Armenzahlen zu verzeichnen sei. 
Man war sich in der Kommission darüber 
einig, daß es gelte, die nat ionalen An ­
st rengungen zur Überwindung dieser Krise 
zu unterstützen. 
Im übrigen hielt man es für notwendig, 
nach wei teren Mögl ichkei ten zu suchen, 
um die Bevölkerung in stärkerem Umfang 
als bisher am wirtschaft l ichen Wachstum 
eines Landes te i lhaben zu lassen. 
III. Ein wei teres Augenmerk richtete die 
Kommission auf die Steigerung der natio­
nalen Lebensmit te lprodukt ion, wobei auch 
der Gesichtspunkt einer besseren Vertei­
lung diskut iert wurde. Vor al lem wurde 
eine bessere Aufk lärung über die Lagerung 
und den Wert best immter Lebensmit tel ge­
fordert . Außerdem sollte die Bevölkerung 
stärker auf die Folgen von Unterernährung 
hingewiesen werden. Die Kommission war 
der Ansicht, eine Produkt ionssteigerung 
könne u.U. mit Hilfe einer Bodenreform er­
reicht werden, wobei einige Delegierte auf 
die Vorzüge eines Kol lekt ivsystems verwie­
sen. Im übr igen war man sich darüber ei­
nig, daß der Ausbi ldungsstand der Land­
wir te sowie ihre Ausstat tung mit Maschi­
nen, Düngemit teln und Saatgut zu verbes­
sern sei. Die USA wiesen in den Debatten 
darauf hin, daß es auf jeden Fall gelte, die 
nationalen Anstrengungen zur Verbesse­
rung der landwirtschaft l ichen Produktivi tät 
zu stärken. Die USA haben im vergange­
nen Jahr 60 Mil l Tonnen Lebensmittel als 
Hi l feleistung zur Verfügung gestel l t und sie 
haben zugesagt, auch in Zukunf t Lebens­
mittelhi l fe zu gewähren. 
IV. Schließlich beschäft igte sich die Kom­
mission noch mit der Stel lung der Wander­
arbeiter, vor al lem mit dem Problem, daß 
tei lweise gut ausgebi ldete Arbei tskräf te die 
Entwicklungsländer verlassen. Der Dele­
gierte von Zaire wies vor al lem darauf hin, 
daß es paradox sei, wenn die Entwicklungs­
länder Technologietransfer forderten und 
gleichzeit ig ausgebi ldete Kräfte die Ent­
wicklungsländer verl ießen. Man war sich in 
der Kommission insoweit einig, daß es gel­
te, die Arbei tsbedingungen in den Entwick­
lungsländern zu verbessern. Dagegen be­
stand keine Einigkeit darüber, ob es zu­
lässig sei, die Freizügigkeit einzuschränken 
oder ob die Industr ienat ionen verpfl ichtet 
werden könnten, den Entwicklungsländern 
für den Verlust an ausgebi ldeten Fachkräf­
ten eine Entschädigung zu zahlen. Wo 

Frauenrechte: Konventionsentwurf Ober d ie Be­
seit igung der Diskr iminierung der Frauen — 
Gleichstel lung von Mann und Frau In pol i t ischer, 
wirtschaft l icher, sozialer und zlvl lrechtl lcher H in­
sicht (7) 

I. Noch auf der Grundlage der Ergebnisse 
des Welt f rauenjahres unternahm die Kom­
mission über die Stel lung der Frau einen 
erneuten Vorstoß, um die Benachtei l igung 
der Frauen im wirtschaft l ichen, sozialen, 
pol i t ischen und zivi lrechtl ichen Bereich 
zu beseit igen, indem sie einen Entwurf ei­
ner al lgemeinen Konvent ion gegen die Dis­
kr iminierung der Frau vor legte. Sol l te diese 
Konvent ion zustande kommen, so würde 
sie die bislang in Tei lbereichen vereinbar­
ten Konvent ionen zum Schutz einzelner 
Rechte der Frau (z.B. UNESCO-Konvent ion 
gegen die Diskr iminierung im Unterr ichts­
wesen von 1960, ILO-Konvent ionen Nr.100 
und 111 sowie das Übere inkommen über 
die pol i t ischen Rechte der Frau von 1953) 
ergänzen und damit endl ich den Auftrag 
in der Präambel der Charta erfül len. An ­
ders als die bisherigen Instrumente zum 
Schutze der Frauen versucht der vor l iegen­
de Konvent ionsentwurf nicht nur die Lage 
der Frauen zu verbessern, sondern er 
strebt auch eine Veränderung der gesel l ­
schaftl ichen Anschauungen über die Rollen­
vertei lung von Mann und Frau an. 
II . Im einzelnen sieht der Konvent ionsent­
wurf dazu fo lgendes vor: als Diskr iminie­
rung, die in Zukunft unterbunden werden 
sol l , w i rd jede Unterscheidung, Ausschl ie­
ßung oder Behinderung auf der Grundlage 
des Geschlechts angesehen, soweit sie 
darauf abzielt, Frauen die Ausübung oder 
den Genuß der Menschenrechte sowie der 
wirtschaft l ichen, sozialen, kul turel len und 
pol i t ischen Rechte zu versagen oder sie 
darin zu beschränken. Die Vertragsstaaten 
werden verpfl ichtet, alle Maßnahmen zu er­
grei fen, um entsprechende Prakt iken oder 
Bestrebungen zu verhindern. Es soll den 
Vertragsstaaten auferlegt werden, die 
Gleichberecht igung von Mann und Frau 
verfassungsrechtl ich zu verankern, entspre­
chende Strafgesetze zu erlassen, die Gleich­
stel lung von Mann und Frau vor den Be­
hörden zu sichern, sowie vorbeugende Maß­
nahmen gegen die Diskr iminierung der 
Frauen zu ergrei fen. Der Konventionsent­
wurf richtet sich aber nicht al lein gegen 
die Diskr iminierung der Frauen, sondern 
erstrebt ganz al lgemein eine Verbesserung 
ihrer Stel lung. So würde es den Staaten 
zur Pflicht gemacht werden, der überkom­
menen Rol lenvertei lung in den gesel l ­
schaftl ichen Anschauungen entgegenzuwir­
ken. Die Mutterschaft soll als soziale Lei­
stung anerkannt werden. Der Konvent ions­
entwurf erklärt darüber hinaus, daß die 
Sorge für die Kinder Aufgabe beider El­
terntei le sei. Eine Besserstel lung der Frau 
gegenüber ihrem derzei t igen Status er­
strebt der Entwurf durch die Gewähr le i ­
stung einiger sozialer Rechte wie Recht 
auf Arbeit , auf Ausbi ldung und berufl iche 
Fortbi ldung, Anspruch auf gleiche Ent loh­
nung für gleiche Arbeit , Gleichberecht igung 
in der Sozialversicherung, Verbot der Ent­
lassung wegen Schwangerschaft, Heirat 
u.a., Mutterschutz und freie medizinische 
Versorgung von Mutter und Kleinkind. Um 
auch den Frauen die Mögl ichkeit zu geben, 
trotz Kindern einer bezahlten Arbei t nach­
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